
 

  

Die Bundesgütegemeinschaft Kompost (BGK) hat zu den geplanten Änderungen der Bundes
-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), die im Rahmen des Entwurfes der so-
genannten ‚Mantel-verordnung‘ zur Diskussion steht, Stellung genommen.  

Mit der Mantelverordnung sollen die Verordnung zum Schutz des Grundwassers vom 9. No-
vember 2010 und die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999 ge-
ändert sowie eine Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatz-
baustoffen in technische Bauwerke neu geschaffen werden.  

Die Verordnung soll ein abgestimmtes und in sich schlüssiges Gesamtkonzept zum ord-
nungsgemäßen und schadlosen Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen sowie für das 

Auf- und Einbringen von Material auf und in den Boden bein-
halten. 

Am 14. und 15 Februar 2013 fand im Bundessumweltminis-
terium (BMU) in Bonn die Anhörung zum zweiten Arbeitsent-
wurf der ‚Verordnung zur Festlegung von Anforderungen für 
das Einbringen und das Einleiten von Stoffen in das Grund-
wasser, an den Einbau von Ersatzbaustoffen und für die Ver-
wendung von Boden und bodenähnlichem Material (Mantel-
verordnung) statt. Die Gelegenheit, ihre Position zu verdeutli-
chen, hatte neben 44 weiteren Verbänden und Organisatio-
nen auch die BGK wahrgenommen.  

Mit Blick auf die Bodenschutzverordnung ist zunächst festzu-
halten, dass aus der Kreislaufwirtschaft von Bioabfällen und 
Klärschlämmen resultierende Düngemittel vorrangig dem 
Düngerecht unterliegen und vom Geltungsbereich der 
BBodSchV ausgenommen sind. Dies hat der Abteilungsleiter 
‚Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz‘ im BMU, 

Dr. Helge Wendenburg, bei der Anhörung auch bestätigt und darauf verwiesen, dass Boden-
schutzaspekte im Zusammenhang mit der Düngung im Düngegesetz (DüG) resp. der Dünge-
mittelverordnung (DüMG) und der Düngeverordnung (DüV) geregelt werden.  

Von der BGK wurden insbesondere u.a. folgende Punkte angesprochen: 

 Herleitung der Vorsorgewerte: Die BGK kritisiert, dass die Herleitung der Vorsorgewerte 

für Böden nicht nachvollziehbar ist. Es wird gefordert, dass die Herleitung unter Berück-
sichtigung von Hintergrundwerten, ökotoxikologischen Wirkungen sowie Stabilisierungs-
potenzialen der Böden transparent und verständlich dargelegt wird. 

 Urbane Standorte: In urbanen Gebieten sind die vorgesehenen Vorsorgewerte - insbeson-
dere für Sandböden - bereits heute häufig überschritten mit der Folge, dass aufgrund der 
dann geltenden Begrenzung von Zusatzfrachten sinnvolle Maßnahmen der Bodenverbes-
serung stark eingeschränkt sein können. Mit anderen Worten bedeutet dies, dass die Vor-
sorgebestimmungen der BBodSchV im Falle von urbanen Standorten mit den Zielstellun-
gen der Wiederherstellung und Sicherung von natürlichen Bodenfunktionen in einen Ziel-
konflikt geraten können und dies in der Praxis auch tatsächlich der Fall ist. Davon betrof-
fen sind insbesondere Maßnahmen des Garten- und Landschaftsbaus. 

Weitere Punkte sind der Stellungnahme 2013 zu entnehmen. Bereits vor 2 Jahren hatte sich 
die BGK mit einer Stellungnahme 2011 zu bereits damals diskutierten Änderungen geäußert.  

Wann und ob die in der Mantelverordnung zusammengefassten Änderungen der einzelnen 
Rechtsvorschriften kommen, ist derzeit noch völlig offen. Zum gegenwärtigen Stand handelt 
es sich lediglich um einen Arbeitsentwurf.  

Stellungnahme zur Bodenschutzverordnung  
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http://www.kompost.de/fileadmin/docs/Archiv/Position/5.4.5_Position_MantelBBoSchV-2013.pdf
http://www.kompost.de/fileadmin/docs/Archiv/Position/5.4.3_Position_BBoSchV.pdf
http://www.kompost.de/fileadmin/docs/Archiv/Position/5.4.5_Position_MantelBBoSchV-2013.pdf
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Quelle: H&K aktuell 03/2013, S. 7-8: Dr. Christine Waida ( BGK e.V.)) 


